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Haushaltssatzung der Gemeinde Ruppichteroth für die Haushaltsjahre 

2017 und 2018 

 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.7.1994 (GV.NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.11.2016 
(GV.NRW S. 966) hat der Rat der Gemeinde Ruppichteroth mit Beschluss vom 25. April 2017 
folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2017 und 2018, der die für die Erfüllung der Aufgaben der 
Gemeinde voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden 
Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 

 
im Ergebnisplan mit 

            2017                              2018  

 dem Gesamtbetrag der Erträge auf   18.666.649 €  19.134.765 €
         
 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  21.234.586 €  21.020.523 €
          
 
im Finanzplan mit 

 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
 der laufenden Verwaltungstätigkeit auf  17.018.420 €  17.902.255 €
         
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
 der laufenden Verwaltungstätigkeit auf  19.020.190 €  19.646.105 €
            
 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
 der Investitionstätigkeit auf      2.416.830 €    2.563.180 € 
       
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
 der Investitionstätigkeit auf      8.458.780 €    2.761.260 € 
  
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
 der Finanzierungstätigkeit auf       6.186.000 €       237.300 € 
 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
 der Finanzierungstätigkeit auf          503.000 €       670.600 €
    
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist,  wird auf 
               2017       2018 
           6.186.000 €     186.000 € 
festgesetzt. 
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§ 3 

 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen 
in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 

            2017       2018 

               0 €          1.143.800 € 

festgesetzt. 

 

 

§ 4 
 

Die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses im 
Ergebnisplan wird auf 
 
           2017       2018 
                 2.567.937 €           1.885.758 € 
festgesetzt. 

 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, 
wird auf   
            2017      2018 
                25.000.000 €         28.000.000 € 
festgesetzt. 
 

 

§ 6 
 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für die Haushaltsjahre 2017 und 2018 wie folgt 
festgesetzt: 

            2017      2018 

1.  Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf        275 v.H.    275 v.H.
               
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf    495 v.H.    510 v.H.
             

2. Gewerbesteuer auf       450 v.H.     450 v.H.
      

       

 
§ 7 

 
 

Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushaltsausgleich im Jahre 2023 wieder hergestellt. 
Die im Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung 
des Haushaltsplans umzusetzen. 
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§ 8 
 
 

Gemäß § 22 Gemeindehaushaltsverordnung NRW sind Haushaltsermächtigungen für Aufwendungen 
und Auszahlungen übertragbar. Ermächtigungsübertragungen können durch den Bürgermeister unter 
folgenden Voraussetzungen vorgenommen werden: 
a) Ermächtigungsübertragungen für Aufwendungen sind zulässig, wenn 
       1. der Aufwand oder die Zahlungsverpflichtung im laufenden Haushaltsjahr entstanden,  
 aber noch nicht abgerechnet ist, 
 
       2. ein geplanter Aufwand im laufenden Haushaltsjahr nicht beauftragt werden konnte, aber  

 aus unabweisbar notwendigen Gründen beauftragt werden muss, und der Haushaltsplan des 
Folgejahres zum Zeitpunkt der Beauftragung keine neue Ermächtigung gewährt oder 

 
 3. der Aufwand zur Erfüllung einer rechtlichen Zweckbindung für erhaltene Erträge erforderlich 

ist. 
  
 Die Zulässigkeit der Ermächtigungsübertragung ist auf die Höhe des bereits entstandenen 

bzw. des voraussichtlichen Aufwandes begrenzt. 
 Die Dauer der Ermächtigungsübertragung ist zu 1. auf das dem Haushaltsjahr folgende Jahr 

beschränkt. Ermächtigungsübertragungen zu 2. können maximal für zwei Jahre 
vorgenommen werden. Ermächtigungsübertragungen zu 3. sind möglich, bis die 
Zweckbindung erfüllt ist. 

 
b) Ermächtigungen für Investitionsauszahlungen sind zulässig, wenn 

1.   Maßnahmen am Ende des Haushaltsjahres noch nicht abgerechnet sind, 
 
2. Baumaßnahmen noch nicht abgeschlossen sind und im Folgejahr fortgesetzt werden müssen, 
 
3. Maßnahmen im laufenden Haushaltsjahr nicht beauftragt werden konnten, aber aus 

unabweisbar notwendigen Gründen beauftragt werden müssen, bevor der Haushaltsplan des 
Folgejahres dazu eine neue Ermächtigung gewährt, 

 
4. die geplante Auszahlung zur Erfüllung einer rechtlichen Zweckbindung für erhaltene 

Einzahlungen erforderlich ist. 
 
 Die Zulässigkeit der Ermächtigungsübertragung ist auf die Höhe der bereits entstandenen 

Ausgabeverpflichtung bzw. der voraussichtlichen Ausgabe/des voraussichtlichen 
Ausgabebedarfs begrenzt. 

 Die Dauer der Ermächtigungsübertragung ist zu 1. auf das dem Haushaltsjahr folgende Jahr 
beschränkt. Ermächtigungsübertragungen zu 2. und 3. können solange erfolgen, bis die 
Investitionsmaßnahme abgeschlossen und abgerechnet ist. Ermächtigungsübertragungen zu 
4. sind möglich, bis die Zweckbindung erfüllt ist.  

 
 
 

§ 9 
 
Defizitüberschreitungen von mehr als 500.000 € gelten als erheblich im Sinne von § 81 Abs. 2 
Ziff. 1 b) GO NRW. 

 
 
 

 
      


